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Präambel: 
 

Aufgrund der §§ 27 Abs. 1, Abs. 4 Satz 1, 31 des Gesetzes über Aufbau und 
Befugnisse der Ordnungsbehörden - Ordnungsbehördengesetz (OBG) - in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 13.05.1980 (GV.NW. S. 528 / SGV.NW. 2060), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 6.12.2016 (GV. NRW. S. 1062) wird von der 
Gemeinde Reichshof als örtliche Ordnungsbehörde gemäß Beschluss des Rates der 
Gemeinde Reichshof vom 25.04.2018 folgende 3. Änderung der 
ordnungsbehördlichen Verordnung über die Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung im Gebiet der Gemeinde Reichshof vom 16.12.1999 in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 16.03.2004 (veröffentlicht im Reichshofkurier 
vom 28.05.2004) erlassen: 
 

§1  
 

Begriffsbestimmungen 
 

(1) Verkehrsflächen im Sinne dieser Verordnung sind alle dem öffentlichen 
Verkehr dienenden Flächen ohne Rücksicht auf die Eigentumsverhältnisse. Zu 
den Verkehrsflächen gehören insbesondere Straßen, Fahrbahnen, Wege, 
Gehwege, Radwege, Bürgersteige, Plätze, Seiten-, Rand- und 
Sicherheitsstreifen, Böschungen, Rinnen und Gräben, Brücken, 
Unterführungen, Treppen und Rampen vor der Straßenfront der Häuser soweit 
sie nicht eingefriedet sind. 
  

(2) Anlagen im Sinne dieser Verordnung sind ohne Rücksicht auf die 
Eigentumsverhältnisse insbesondere alle der Allgemeinheit zur Nutzung zur 
Verfügung stehenden oder bestimmungsgemäß zugänglichen 
 

1. Grün-, Erholungs-, Spiel- und Sportflächen, Waldungen, Gärten, Friedhöfe     
    sowie die Ufer und Böschungen von Gewässern; 
 

2. Ruhebänke, Toiletten-, Kinderspiel- und Sporteinrichtungen,  Fernsprechein-
    richtungen, Wetterschutz - und  ähnliche Einrichtungen; 
 

3. Denkmäler, Anschlagtafeln, Beleuchtungs- und Versorgungseinrichtungen   
    sowie Verkehrsschilder, Hinweiszeichen und Lichtzeichenanlagen. 

   
§ 2 

  
Allgemeine Verhaltenspflicht 

 
(1) 
 
 

Auf Verkehrsflächen und in Anlagen hat sich jeder so zu verhalten, dass andere 
nicht gefährdet, geschädigt oder mehr als nach den Umständen unvermeidbar 
behindert oder belästigt werden; insbesondere durch aufdringliches Verhalten, 
Lagern, störenden Alkoholgenuss oder Konsum anderer berauschender Mittel 
oder Urinieren in der Öffentlichkeit. Die Benutzung der Verkehrsflächen und 
Anlagen darf nicht vereitelt oder beschränkt werden.  
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(2) Die Anlagen und Verkehrsflächen sind schonend zu behandeln. Sie dürfen nur 
ihrer Zweckbestimmung entsprechend genutzt werden. Vorübergehende 
Nutzungseinschränkungen auf Hinweistafeln sind zu beachten. Es ist 
insbesondere untersagt 
 
1. in den Anlagen und auf Verkehrsflächen unbefugt Sträucher und Pflanzen aus 
dem Boden zu entfernen, zu beschädigen oder Teile davon abzuschneiden, 
abzubrechen, umzuknicken oder sonst wie zu verändern; 
 
2. in den Anlagen und auf Verkehrsflächen unbefugt Bänke, Tische, 
Einfriedungen, Spielgeräte, Verkehrszeichen, Straßen- und Hinweisschilder und 
andere Einrichtungen zu entfernen, zu versetzen, zu beschädigen oder anders 
als bestimmungsgemäß zu nutzen; 
 
3. die Verkehrsflächen und Anlagen durch das Wegwerfen und Zurücklassen 
von Abfällen, Getränkeflaschen und -dosen, Glasbruch, Lebensmittelresten, 
Kaugummi, Zigarettenkippen, Verpackungsmaterialien oder sonstigen Unrat zu 
verunreinigen. 
 
4. in den Anlagen zu übernachten; 
 
5. in den Anlagen oder Verkehrsflächen die Notdurft zu verrichten; 
 
6. in den Anlagen und auf Verkehrsflächen, insbesondere auf Grünflächen, 
Gegenstände abzustellen oder Materialien zu lagern; 
 
7. neben Recyclingcontainern Altkleider, Dosen, Glas, Papier, Sperrmüll oder 
dergleichen abzustellen. 
 
8. Sperrvorrichtungen und Beleuchtungen zur Sicherung von Verkehrsflächen 
und Anlagen unbefugt zu beseitigen, zu beschädigen oder zu verändern sowie 
Sperrvorrichtungen zu überwinden; 
 
9. Hydranten, Straßenrinnen und Einflussöffnungen oder Straßenkanäle zu 
verdecken oder ihre Gebrauchsfähigkeit sonst wie zu beeinträchtigen. 
  

 
§ 3  

 
Werbung, wildes Plakatieren 

 
(1) Es ist verboten, auf Verkehrsflächen und in Anlagen - insbesondere an Bäumen, 

Haltestellen und Wartehäuschen, Strom- und Ampelschaltkästen, Lichtmasten, 
Signalanlagen, Verkehrszeichen und sonstigen Verkehrseinrichtungen, an 
Abfallbehältern und Sammelcontainern und an sonstigen für diese Zwecke nicht 
bestimmten Gegenständen und Einrichtungen - sowie an den im 
Angrenzungsbereich zu den Verkehrsflächen und Anlagen gelegenen 
Einfriedungen, Hauswänden und sonstigen Einrichtungen und Gegenständen 
Flugblätter, Druckschriften, Handzettel, Geschäftsempfehlungen, 
Veranstaltungshinweise und sonstiges Werbematerial anzubringen, zu verteilen 
oder zugelassene Werbeflächen durch Überkleben, Übermalen oder in sonstiger 
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Art und Weise zu überdecken. 
  

(2) Ebenso ist es untersagt, die in Abs. 1 genannten Flächen, Einrichtungen und 
Anlagen zu bemalen, zu besprühen, zu beschriften, zu beschmutzen oder in 
sonstiger Weise zu verunstalten. 
  

(3) Das Verbot gilt nicht für von der Gemeinde genehmigte Nutzungen, für von der 
Gemeinde konzessionierte Werbeträger sowie für bauaufsichtsrechtlich 
genehmigte Werbeanlagen. Solche Werbeanlagen dürfen jedoch in der äußeren 
Gestaltung nicht derart vernachlässigt werden, dass sie verunstaltet wirken. 
  

 
§ 4  

 
Tiere 

 
(1) Auf Verkehrsflächen und in Anlagen innerhalb im Zusammenhang bebauter 

Ortsteile sind Hunde an der Leine zu führen. Sie sind dabei von einer Person zu 
führen, die jederzeit körperlich in der Lage ist, die Gewalt über den / die Hund 
(e) auszuüben. Im übrigen gelten die Vorschriften des Landeshundegesetzes 
NRW. 
  

(2) Wer auf Verkehrsflächen oder in Anlagen Tiere, insbesondere Hunde und 
Pferde, mit sich führt, hat die durch diese verursachten Verunreinigungen 
unverzüglich und schadlos zu beseitigen.  
. 

 
§ 5  

 
Kinderspielplätze 

 
(1) Kinderspielplätze dienen nur der Benutzung durch Kinder bis 14 Jahre, soweit 

nicht durch Schilder eine andere Altersgrenze festgelegt ist. 
  

(2) Andere Aktivitäten, insbesondere Skateboardfahren und Fahren mit 
Inlineskatern sowie Ballspiele jeglicher Art, sind auf den Kinderspielplätzen 
verboten, es sei denn, dass hierfür besondere Flächen ausgewiesen sind. 
. 

(3) Die Benutzung von Kinderspielplätzen ist nur tagsüber bis zum Einbruch der 
Dunkelheit erlaubt. 

 
(4) Auf Kinderspielplätzen dürfen Tiere nicht mitgeführt werden.  

 
 
 



Ordnungsbehördliche Verordnung B/242 -6- 
öffentliche Sicherheit und Ordnung 

  

§ 6 
Brauchtumsfeuer 

 
(1) Brauchtumsfeuer sind vor ihrer Durchführung bei der örtlichen Ordnungsbehörde 

anzuzeigen. Brauchtumsfeuer sind Feuer, deren Zweck nicht darauf gerichtet 
ist, pflanzliche Abfälle durch schlichtes Verbrennen zu beseitigen. 
Brauchtumsfeuer dienen der Brauchtumspflege. Hierzu gehören Oster- oder 
Martinsfeuer. 
 

(2) Die Anzeige des Brauchtumsfeuers muss folgende Angaben enthalten: 

1. Name, Anschrift und Mobiltelefonnummer der verantwortliche(n) 
Person(en), die das Brauchtumsfeuer durchführen möchte(n), 

2. Name und Alter der Aufsichtsperson(en), die das Brauchtumsfeuer 
beaufsichtigt / beaufsichtigen,  

3. Ort evtl. mit einem Lageplan oder eine Lageplanskizze, wo das 
Brauchtumsfeuer stattfinden soll, 

4. Entfernung des Brauchtumsfeuers zu baulichen Anlagen und zu 
öffentlichen Verkehrsanlagen, 

5. Höhe des zu verbrennenden, aufgeschichteten Pflanzenmaterials und 

6. getroffene Vorkehrungen zur Gefahrenabwehr (z.B. Feuerlöscher, 
Mobiltelefon für Notruf). 

 

Für die Anzeige kann – zum Zwecke der einfacheren Übersichtlichkeit – der im 
Internet bereitgestellte Vordruck verwandt werden. 
 

(3) Im Rahmen von Brauchtumsfeuern dürfen nur unbehandeltes Holz, Baum- und 
Strauchschnitt sowie sonstige Pflanzenreste verbrannt werden. Das Verbrennen 
von beschichtetem oder behandeltem Holz und sonstigen Abfällen (z.B. 
Altreifen) ist verboten. Andere Stoffe, insbesondere Mineralöle, 
Mineralölprodukte oder andere Abfälle dürfen weder zum Anzünden noch zur 
Unterhaltung des Feuers genutzt werden. Die Feuerstelle darf nur kurze Zeit vor 
dem Anzünden aufgeschichtet werden, damit Tiere hierin keinen Unterschlupf 
suchen können und dadurch vor dem Verbrennen geschützt werden 

 
(4) Das Brauchtumsfeuer muss ständig von zwei Personen, eine davon über 18 

Jahre alt, beaufsichtigt werden. Für die Aufsichtspersonen gilt ein 
Rauschmittelverbot. Sie dürfen den Verbrennungsplatz erst dann verlassen, 
wenn das Feuer erloschen ist. Das Feuer darf bei starkem Wind nicht 
angezündet werden. Es ist bei aufkommendem starken Wind unverzüglich zu 
löschen.  
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(5) Zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen und zur vorbeugenden 

Gefahrenabwehr müssen Brauchtumsfeuer folgende Mindestabstände einhalten: 

 

Volumen des 
Brennmaterials / 
Hilfsmittel 

Einzuhaltender 
Abstand des 
Brauchtumsfeue
rs (u.a. zu 
Gebäuden, 
Hecken, 
Bäumen, etc.) 

Zusätzliche 
Abstandsregelun
gen 
(Sonderflächen) 

Einzuhaltender 
Abstand des 
Brauchtumsfeu
ers zu 
Sonderflächen 

Feuerschale bis 1 m 
Durchmesser 

 

Feuerschale ab 1 m 
Durchmesser 

5 m bis 10 m 

 

 

10 m bis 15 m 

  

Ab 5 m ³ 25 m bis 30 m   

Ab 10 m ³ 30 m bis 40 m   

Ab 20 m ³ 

 

Ab 40 m³  

40 m bis 50 m 

 

50 m bis 75 m 

 

 

Öffentliche 
Verkehrsflächen  
(Straßen, Wege, 
Plätze) 

 

 

25 m bis 50 m 

 

Ab 60 m³ 75 m bis 100 m   

Ab 100 m³ > 100 m Öffentliche 
Verkehrsflächen  
(Straßen, Wege, 
Plätze) 

 

Autobahnen, 
Bundesstraßen, 
Wald, 
Naturschutzgebie
te 

> 50 m 

 

 

 

100 m 

 

 
§ 7  

 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. die allgemeine Verhaltenspflicht, das Verunreinigungsverbot und die 
Schutzpflichten hinsichtlich der Verkehrsflächen und Anlagen gem. § 2 
der Verordnung; 

2. das Verbot des unbefugten Werbens und Plakatierens gemäß § 3 der 
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Verordnung; 

3. die Bestimmungen hinsichtlich der Haltung von Tieren gemäß § 4 der 
Verordnung; 

4. das Verbot der unbefugten Benutzung von Kinderspielplätzen gemäß § 
5 der Verordnung; 

5. die Anzeigepflicht gemäß § 6 der Verordnung  

verletzt. 
 

(2) Verstöße gegen die Vorschriften dieser Verordnung können mit einem 
Verwarnungsgeld oder Geldbuße nach den Bestimmungen des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in der aktuellen Fassung geahndet werden, 
soweit sie nicht nach Bundes- oder Landesrecht mit Strafen oder Geldbußen 
bedroht sind. 
. 

 
 
 

§ 7 
 

Inkrafttreten 
 

Diese Verordnung tritt eine Woche nach dem Tag ihrer Verkündung in Kraft.  


